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98. Sitzung des Haushaltsausschusses am 26. September 2012

Beschluss des Haushaltsausschusses zu TOP 15
Vorlage des Bundesministeriums der Finanzen
„Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes (WSV);
5. Bericht des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS)
zur Reform der WSV“

- Ausschussdrucksache 17(8)4532 -

Der Haushaltsausschuss wolle beschließen:

1. Der Haushaltsausschuss nimmt den Bericht des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und
Stadtentwicklung vom 22. Juni 2012 (Ausschussdrucksache 17(8)4532) zur Kenntnis.

2. Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung wird aufgefordert, die
Voraussetzungen für die Einrichtung der zentralen Organisationseinheit der Wasser und
Schifffahrtsverwaltung des Bundes, in der die nicht auf den nachgeordneten Bereich
delegierbaren Aufgaben der heutigen Wasser- und Schifffahrtsdirektionen sowie die nicht
ministeriellen konzeptionell-operativen Aufgaben des Bundesministeriums für Verkehr, Bau
und Stadtentwicklung zusammengeführt werden, unter Berücksichtigung der gesetzlichen
Bestimmungen zu schaffen. Diese zentrale Organisationseinheit der Wasser- und
Schifffahrtsverwaltung des Bundes soll ihre Dienstgeschäfte Anfang 2013 aufnehmen.

3. Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung wird aufgefordert, in der
Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes umgehend eine Kosten- und Leistungs-
rechnung (KLR) einzuführen

4. Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung wird gebeten, die Struktur
des der zentralen Organisationseinheit nachgeordneten Bereiches, insbesondere unter
dem Aspekt der Notwendigkeit der Trennung von Verkehr und Infrastruktur, zu überprüfen.
Dabei sind die Erkenntnisse aus der eingeführten Kosten- und Leistungsrechnung zu be-
rücksichtigen.

5. Die Bundesregierung wird aufgefordert, dem Deutschen Bundestag zeitnah den Entwurf
eines Rechtsbereinigungsgesetzes vorzulegen.

6. Die Bundesregierung berichtet dem Haushaltsausschuss zu den Punkten 3. und 4. des
Beschlusses bis Januar 2014.


